
Anfrage der CDU-Stadtverordnetenfraktion Fulda 
bezüglich des Rechtsanspruchs auf einen Ganztagsplatz 
vom 09.06.2026 
 

Antwort von Herrn Bürgermeister Wehner: 

 

Frage 1:  
Sind alle geplanten Baumaßnahmen im Zusammenhang mit der 

Ganztagsbetreuung zum Schuljahresbeginn abgeschlossen? Falls nein, an 
welchen Schulen muss noch was bis wann erledigt werden? 
 

Antwort: 
Im Zusammenhang mit der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf ganztägige 

Förderung im Grundschulalter ist ein auf die Grundschulen zugeschnittenes 
Raumprogramm entstanden, welches dem Schul-, Kultur- und Sportausschuss in 

der abgelaufenen Legislaturperiode vorgestellt wurde. Das Raumprogramm 
berücksichtigt unter anderem auch die geänderten Bedürfnisse einer 
Ganztagsschule. Unter Berücksichtigung dieser Aspekte wurden verschiedene 

Baumaßnahmen eingeleitet, die bis zum Beginn des neuen Schuljahres noch nicht 
gänzlich abgeschlossen sein werden. Es handelt sich dabei um die Großprojekte 

an der Bonifatiusschule, der Cuno-Raabe-Schule, der Sturmiusschule, 
Marquardschule sowie der ABC-Landschule Maberzell.  
An der Grundschule Lehnerz liegt die Baugenehmigung zum Bau des 

Mensagebäudes vor, mit den Bau soll zu Beginn der Sommerferien begonnen 
werden.  

Trotz dieser Baumaßnahmen wird die Umsetzung des Rechtsanspruchs gelingen, 
es wurden entsprechende Interimslösungen gefunden.  
An der Brüder-Grimm-Schule wird die bisherige Mensa umgebaut und auf die 

aktuellen rechtlichen Anforderungen angepasst. Die Maßnahme wird zum 
Ferienende abgeschlossen sein.  

 
Frage 2:  
Wie viele Kinder nehmen voraussichtlich das Angebot an wie vielen Tagen 

an? Ist ein Anstieg der Zahlen der zu betreuenden Kinder gegenüber dem 
„freiwilligen“ Angebot aus den Vorjahren zu erkennen? Falls ja, in welcher 

Höhe? 
 
Antwort: 

Die Schülerinnen und Schüler melden sich an den Grundschulen für die durch die 
Grundschulen angebotenen ganztägigen Angebote in unterschiedlichen zeitlichen 

Modulen sowie an unterschiedlichen Tagen an. Aus den Statistikangaben der LUSD 
können wir nicht entnehmen, wie viele Schülerinnen und Schüler sich an welchen 
Tagen und zu welchen Zeiten angemeldet haben. Aus diesem Grund können wir 

aktuell diese Fragen nicht detailliert beantworten.  
Insgesamt haben 71,77 % der Schülerinnen und Schüler mindestens  

1 Angebot an den ganztägig arbeitenden Schulen wahrgenommen, der größte 
Bedarf liegt in der Zeit bis 13.30 Uhr. Eine Aussage darüber, wie viele Kinder an 
welchen Tagen ein Angebot nutzen, kann aber nicht getroffen werden. 

Für die Personalbedarfsplanung werden uns die bei den Grundschulen 
vorliegenden, auf die einzelnen Module kumulierten Anmeldezahlen vor den 

Sommerferien zur Verfügung gestellt. Die übermittelten Daten lassen keine 



Rückschlüsse auf die Anmeldung einer einzelnen Schülerin / eines einzelnen 

Schülers zu. 
Zum jetzigen Zeitpunkt können wir zu den Anmeldezahlen noch keine 

abschließenden Aussagen machen. Grundsätzlich sehen wir einen moderaten 
Anstieg der Zahlen an den größeren Grundschulen, wobei festzuhalten ist, dass – 
unabhängig von dem Rechtsanspruch – die ganztägig arbeitenden kleineren 

Grundschulen keinen nennenswerten Anstieg zu verzeichnen haben.  
 

 
Frage 3:  
Inwieweit muss die Stadt Fulda als Schulträgerin in der Nachmittagsbe-

treuung Unterstützung bieten? 
 

Antwort: 
Die städtischen Grundschulen arbeiten alle ab 01.08.2026 im Ganztagsprogramm 
des Landes Hessen im Profil 2. Dafür erhalten die Schulen über das Land Hessen 

entsprechende Lehrerstellen zugewiesen, die zum Teil als Lehrerstellen und zum 
Teil als Mittel in Geld genommen werden. Zusätzlich wurden im Jahr 2016 fachliche 

Mindeststandards für die nachunterrichtliche Betreuungsangebote an Grundschu-
len der Stadt Fulda erarbeitet. Kernpunkte dieser Standards sind der Einsatz einer 

Fachkraft, Festlegung eines Mindestbetreuungsschlüssels, die Beitragsfreiheit für 
die Eltern, Betreuungszeiten in Modulen sowie ein obligatorisches Mittagessen. Die 
Stadt Fulda unterstützt die Grundschulen in der Umsetzung des schulischen Ganz-

tages daher in Mitteln oder Personal, sofern die Ganztagszuweisung des Landes 
Hessen nicht auskömmlich ist. 

 

  



Anfrage der Stadtverordnetenfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 08.06.26 bezüglich Hitzeschutzmaßnahmen 
 

Antwort von Herrn Stadtbaurat Schreiner 

 

 

Frage 1: 
Welche weiteren Maßnahmen zur Beschattung werden 2026 umgesetzt, 

z.B. auf dem Universitätsplatz, an Spielplätzen oder Schulhöfen? 
 
Antwort: 

Der Umfang möglicher Beschattungsmaßnahmen am Universitätsplatz ist aufgrund 
der intensiven Nutzung als Veranstaltungsfläche und der darunterliegenden 

Parkgarage begrenzt. Zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität kommen daher, 
wie auf anderen öffentlichen Plätzen auch, vorwiegend Kübelbepflanzungen zum 

Einsatz. Ergänzend werden Wasserflächen (Brunnen, Fontänenfeld) genutzt, um 
auf der stark versiegelten Fläche Kühlungseffekte zu erzielen und das Mikroklima 
zu verbessern.  

 
Im Hinblick auf den Sonnen- und Hitzeschutz verfolgt das Grünflächenamt bei der 

Neuplanung öffentlicher Spielanlagen grundsätzlich das Ziel, sofern möglich, einen 
ausreichend schattenspendenden Bestand an Großbäumen vorzuhalten oder die-
sen bei bestehenden Anlagen perspektivisch zu ergänzen. Vor dem Hintergrund 

der Vandalismus- und Unfallgefahr installiert das Grünflächenamt im öffentlichen 
Raum keine Sonnenschirme oder Sonnensegel und legt stattdessen den Fokus auf 

die natürliche Beschattung durch Bäume. 
 
Beschattung von Kita-Höfen wird hingegen primär in Form von Sonnenschirmen 

oder Sonnensegeln angebracht. Da das Bewegungspotential an Schulen deutlich 
höher ist, ist der Ansatz die Bestandsbäume zu erhalten und in eine Umgestaltung 

zu integrieren. Ebenso soll durch Neupflanzung und Erweiterung der bestehenden 
Gehölzstrukturen dauerhaft der Grünflächenanteil vergrößert werden. Als Beispiel 
kann die Grundschule Lehnerz genommen werden. Hier wurde der Altbaumbestand 

(ca. 120 Jahre alte Linden) im Zuge der Schulhofsanierung dauerhaft erhalten und 
die Standorte aufgewertet. 

 
 
Frage 2:  

Welche Maßnahmen zur Flächenentsiegelung sind geplant? 
 

Antwort: 
Im Rahmen der Bauleitplanung wird die Versiegelung durch Festsetzungen zum 
Maß der Versiegelung und Gestaltung der Gebäudefreiflächen begrenzt. Daraus 

ergibt sich eine Verpflichtung zur Entsiegelung aber nur für Neubauvorhaben, für 
bestehende, genehmigte Nutzungen und Bebauungen gilt der Bestandsschutz. 

Das Stadtplanungsamt hat Anfang 2026 ein Versiegelungskataster erstellen las-
sen, als Arbeitsgrundlage für das derzeit in Bearbeitung befindende Bodenschutz-
konzept. Im Zuge der Erstellung des Bodenschutzkonzeptes werden auch Flächen 

identifiziert, die grundsätzlich entsiegelt werden könnten, beispielsweise aus der 



Nutzung genommene Gewerbeflächen, wobei die gesetzliche Grundlage fehlt, pri-

vate Grundstückseigentümer zur Beseitigung genehmigter und aus der Nutzung 
genommener Flächen zu verpflichten. 

 
Die vorhandenen großen befestigten städtischen Flächen werden derzeit nach Ein-
schätzung der Fachämter überwiegend für ihre vorgesehenen Nutzungen benötigt 

und stehen damit nicht in größerem Umfang für Entsiegelungsmaßnahmen zur 
Verfügung.  

Bei kleineren Flächen werden jedoch konsequent Teilentsiegelungen umgesetzt. 
Vor allem Verkehrsflächen wie Parkplätze und Feuerwehrzufahrten werden bei Sa-
nierungs- und Umbaumaßnahmen von öffentlichen Flächen durch Schotterrasen 

und Rasengittersteinen ersetzt. Staudenpflanzungen und autochthone Saatgutmi-
schungen ergänzen die Aufwertung der Vegetationsflächen. 

Ein gutes Beispiel ist die Entsiegelung am Landwehrweg, unterhalb des WIR-Gar-
tens.  
 

 
Frage 3:  

Welche Maßnahmen für Wohnungslose (Maßnahme 17 aus dem Hitze-
schutzplan) wurden bereits umgesetzt, welche sind noch geplant? 

 
Antwort: 
Infomaterial für die Zielgruppe ist noch nicht erstellt worden, aber dies soll im 

Rahmen der AG Wohnen, die sich mit der Koordinierung von Maßnahmen zur Un-
terstützung von Wohnungslosen befasst, in den nächsten Sitzungen erledigt wer-

den.  
 
Im Hinblick auf das Infomaterial wurden in der AG Wohnen vorab alle Akteure, die 

mit Wohnungslosen zu tun haben (Ordnungsbehörden, soziale Einrichtungen) zur 
Kenntnis gegeben, wo in der Stadt kostenfreie Trinkwasserspender aufgestellt 

sind, mit dem Ziel, diese Info vor allem in Hitzeperioden an bedürftige Menschen 
weiterzugeben. Darüber hinaus besteht in allen dezentralen Stadtteiltreffs die 
Möglichkeit, Trinkwasser auszugeben/Trinkwasser ausgehändigt bekommen. 

 
Die Bevorratung von Kopfbedeckungen ist bis auf Weiteres nicht vorgesehen, 

stattdessen können sich Betroffene bei besonders aggressiver Sonneneinstrahlung 
in den Räumen der Stadtteiltreffs oder der Obdachlosenhilfe aufhalten. Im Be-
darfsfall können Sonnenschutzmittel beschafft und in den Einrichtungen der Ob-

dachlosenhilfe und in den Stadtteiltreffs ausgegeben werden. 

  



Anfrage der SPD-Stadtverordnetenfraktion Fulda bezüg-

lich der Sicherung des Schulgeländes der Heinrich-von-

Bibra-Schule 

 

Antwort von Herrn Bürgermeister Wehner: 

 

Frage 1:  

Liegen dem Magistrat Erkenntnisse oder Berichte der geschilderten Art 
vor? 
 

Antwort: 
Angestoßen durch die Notwendigkeit der Sanierung der Sportfläche 

„Buseckstraße“ und der Möglichkeit einer städteplanerischen Entwicklung dieses 
Bereichs wurde die der Schule gewidmete Sportanlage auf das Schulgelände 
verlagert. Die bisher genutzte Sportanlage an der Buseckstraße diente nicht 

ausschließlich der schulischen Nutzung, sondern hatte für das Quartier und 
darüberhinausgehend eine Bedeutung für die nicht vereinsgebundene 

Sportausübung durch Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene. 
Die neu gestaltete Fläche im Bereich des Schulgeländes sollte daher auch die 
Möglichkeit der außerschulischen Nutzung in die Planung mit einbeziehen.  

 
Der Schulhof steht zudem als sogenannter „Grüner Schulhof“ den Kindern und 

Jugendlichen seit vielen Jahren auch an Nachmittagen und Wochenenden als Spiel- 
und Aufenthaltsort zur Verfügung.  
 

Zum 01. April 2026 wurde die Benutzungsordnung für Spiel- und Ballspielplätze, 
Fitnessanlagen sowie allgemein zugängliche Schulhöfe neu geregelt. Nutzungs- 

und Aufenthaltszeiten sind grundsätzlich neu festgelegt worden, die auch für die 
frei zugänglichen Schulhöfe gelten.  

Für allgemein zugängliche Schulhöfe gilt, dass Aufenthalt und Nutzung erst nach 
Ende der regulären täglichen Schulzeit der betreffenden Schule gestattet ist und 
nur bis zum Einbruch der Dunkelheit, spätestens bis 22 Uhr gestattet ist. 

Abweichende und somit auch einschränkende Regelungsmöglichkeiten bestehen 
seit dem 01. April 2026 für das Schul- und Sportamt. Bei aller sachlichen 

Abwägung sind aber der Zweck der jeweiligen Anlage, eine besondere 
Lärmschutzbedürftigkeit des Umfeldes und der Umstand zu berücksichtigen, dass 
typische Geräusche durch die Nutzung von Kinderspielplätzen, die die 

Wohnnutzung im betroffenen Gebiet ergänzen, sozialadäquat sind und von der 
Nachbarschaft hingenommen werden müssen. 

 
Durch die Attraktivitätssteigerung der auf dem Schulgelände befindlichen Anlage 
hat sich die Nutzungsintensität erhöht, nicht aber die Anzahl der 

Schadensmeldungen. Die Schadensmeldungen sind dem Schul- und Sportamt 
sowie dem Gebäudemanagement bekannt. Berichte der Schule bzw. Dritter zur 

Nutzung des Schulgeländes außerhalb der Nutzungszeiten liegen dem Schul- und 
Sportamt vor. Dabei geht es vor allem um die sportliche Nutzung sowie die damit 
verbundene Lärmimmission.  

 



Nach dem Umbau des Schulhofes ist kein signifikanter Anstieg der unsachgemäßen 

Nutzung und des Betretens der Liegenschaft im Vergleich zur vorherigen Nutzung 
beobachtet worden.  

 
Frage 2:  
Beabsichtigt der Magistrat zur Sicherung und zum Erhalt der Anlage 

Regeln und/oder Vorschriften zu erlassen z.B. zum Nutzerkreis / 
Öffnungszeiten o.ä.? 

 
Frage 3:  
Wenn ja, in welcher Form und wann ist dies geplant? 

 
Antwort zu Frage 2 und 3: 

Bereits im Jahr 2021 wurde seitens des Fachamtes auf mögliche Konflikte hinge-
wiesen, die mit der Verlegung der als öffentlich zugänglichen Sportfläche im inner-
städtischen Quartier einhergehen. Mittlerweile wurde die angrenzende Wohnbe-

bauung in Richtung Schulgelände erweitert, sodass zusätzliche Beschwerden we-
gen Lärmbelästigung hinzukommen.  

 
Seitens der Fachämter wird aktuell geprüft, welche über die Benutzungsordnung 

hinausgehenden einschränkende Regelungen angebracht sind und umgesetzt wer-
den können. Das Verschließen des Schulgeländes ist aufgrund der Sporthallennut-
zung durch Vereine bis 22.00 Uhr nicht möglich. Der Zugang muss sichergestellt 

sein. Das Verschließen des Schulgeländes durch den abendlichen Schließdienst 
wird noch geprüft, ist aber aufgrund der auf dem Schulgrundstück liegenden noch 

bewohnten Hausmeisterwohnung nicht ohne weiteres möglich und muss entspre-
chend abgestimmt werden. 
 

Zunächst sollen entsprechende Hinweistafeln an der Anlage angebracht werden, 
die die eingeschränkte Nutzung noch einmal anhand von Piktogrammen verdeut-

lichen und per QR-Code auf die entsprechenden Nutzungsbedingungen hinweisen. 

  



Anfrage der Stadtverordnetenfraktion Die PARTEI – Ute 
Riebold vom 11.06.2026 bezüglich „Green Tower“ in der 
Bahnhofstraße 
 
Antwort von Herrn Stadtbaurat Schreiner 

 
 
Frage 1: 
Welche nachhaltigen Vorteile haben teure Pflanzsäulen wie der Green To-
wer im Vergleich mit Bäumen? 

 
Frage 2: 

Auch Fassaden können begrünt werden. Ist es sinnvoll, den Stadtraum 
mit Pflanzsäulen zu möblieren, obwohl vorhandene Wände und Mauern 

begrünt werden könnten? 
 
Antwort:  

Zunächst sei erwähnt, dass es sich nicht um ein Projekt der Stadt Fulda handelt, 
sondern um eine Initiative des BID Bahnhofstraße.  

 
Die Stadt Fulda sieht seit geraumer Zeit von kostenintensiven Beschaffungen sol-
cher Insellösungen ab. 

Wissenschaftliche Untersuchungen zur urbanen Hitzeminderung zeigen überein-
stimmend, dass derartige punktuelle, vertikale Begrünungselemente allenfalls sehr 

lokale und zeitlich begrenzte Effekte entfalten. Ein signifikanter Einfluss auf das 
Stadtklima oder die urbane Wärmeinsel insgesamt ist bislang nicht nachgewiesen. 
Die in Studien beobachteten Temperaturreduktionen bewegen sich meist im Be-

reich weniger Zehntelgrad Celsius und beschränken sich auf das unmittelbare Um-
feld der jeweiligen Installation. 

 
Ein zentraler Mechanismus wirksamer Klimaanpassung im urbanen Raum ist und 
bleibt die Verschattung durch großflächige Vegetation, insbesondere durch Bäume 

mit ausladenden Kronen, wie sie in der Bahnhofstraße gepflanzt wurden. Genau 
dieser Effekt wird durch Green-Towers jedoch kaum erreicht. Aufgrund ihrer 

schlanken Bauweise und der überwiegend vertikalen Begrünung spenden sie weder 
ausreichend Schatten für Aufenthaltsbereiche, noch reduzieren sie die direkte Son-
neneinstrahlung auf versiegelte Flächen in relevantem Umfang. Damit bleibt einer 

der entscheidenden Faktoren zur spürbaren Hitzeminderung weitgehend unge-
nutzt.  


